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Einführung

§ 278a [ZPO] Mediation, außergerichtliche Konfliktbeilegung

(1) Das Gericht kann den Parteien eine Mediation oder ein anderes
Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung vorschlagen.
(2) Entscheiden sich die Parteien zur Durchführung einer Mediation
oder eines anderen Verfahrens der außergerichtlichen Konfliktbeile-
gung, ordnet das Gericht das Ruhen des Verfahrens an.

Untersuchungsgegenstand und Stand der Forschung

Der Schlüssel zu einer sachgerechten und effektiven Konfliktbearbeitung
liegt in der Wahl eines adäquaten Konfliktbeilegungsverfahrens.1 Gesell-
schafts- und rechtspolitisch erstrebenswert ist daher ein breites Spektrum
sich ergänzender Konfliktbewältigungsangebote,2 das den Konfliktpartei-
en die Möglichkeit bietet, zwischen unterschiedlichen Verfahren3 mit
ihren jeweiligen Vorzügen auszuwählen.4 Ziel ist ein Gesamtsystem, das
Konfliktparteien neben dem Gerichtsverfahren stets auch außergerichtli-
che Konfliktbeilegungsalternativen zur Verfügung stellt.5

A.

1 Vgl. zur Wahl eines passenden Verfahrens Kap. 1 B. I.
2 Zur Komplementarität von Streitbehandlungsalternativen Breidenbach, FPR 1996,

3 (3 ff.); Breidenbach, in: Breidenbach/Henssler (Hrsg.), Mediation für Juristen, 1997,
1 (10); siehe hierzu ebenfalls Kap. 1 B. I.

3 Unter „Verfahren“ werden in dieser Arbeit unterschiedliche Methoden der Kon-
fliktbearbeitung, einschließlich des Gerichtsprozesses, verstanden. Es handelt sich
also nicht um einen zivilprozessualen Verfahrensbegriff. Daher wird in dieser Ar-
beit z.B. das Güterichterverfahren gem. § 278 Abs. 5 ZPO als eigenständiger Ansatz
der Konfliktbearbeitung betrachtet und als „Verfahren“ bezeichnet, auch wenn es
prozessrechtlich Teil des Gerichtsverfahrens ist. Denn der Güterichter führt einen
ihm übertragenen Abschnitt des Zivilprozesses in Form einer Güteverhandlung
oder eines weiteren Güteversuchs durch; vgl. Löer, in: Klowait/Gläßer (Hrsg.), Me-
diationsgesetz, 2. Aufl. (2018), § 278 ZPO Rn. 1.

4 Vgl. Hoffmann-Riem, ZRP 1997, 190 (196); Katzenmeier, ZZP 115 (2002), 51 (86);
mit dem Ziel einer vorgerichtlichen Filterwirkung auch Stock, in: Gottwald/Strem-
pel (Hrsg.), Streitschlichtung, 1995, 113 (135).

5 Vgl. zum Nebeneinander von Gerichtsverfahren und außergerichtlichen Konflikt-
bearbeitungsmethoden Greger, in: Greger/Unberath/Steffek, Recht der alternativen
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Um sicherzustellen, dass im konkreten Einzelfall eine Konfliktbearbei-
tung tatsächlich in dem Verfahren erfolgt, das sich hierfür insbesondere
mit Blick auf die Art des Konfliktes6 sowie die Verfahrensinteressen der
Parteien7 bestmöglich eignet,8 ist nicht nur wichtig, die Weichen bei Auf-
treten eines Konfliktes richtig zu stellen. Es kann vielmehr auch erforder-
lich sein, eine bereits getroffene Verfahrensentscheidung zu einem späteren
Zeitpunkt zu überprüfen und gegebenenfalls eine besser geeignete Form
der Konfliktbearbeitung zu wählen.9 Dies gilt insbesondere auch nach der
Wahl eines Gerichtsverfahrens, wenn eine andere, besser geeignete Verfah-
rensalternative zur Verfügung steht. An diesem Punkt setzt die in § 278a
Abs. 1 ZPO normierte Möglichkeit des Richters10 an, ein außergerichtli-
ches Streitbeilegungsverfahren – wie z.B. eine Mediation – vorzuschlagen.
Diese Schnittstelle zwischen Gerichtsverfahren und außergerichtlichen Al-
ternativen der Konfliktbearbeitung, die die Möglichkeit eines Verfahrens-
wechsels nach Klageerhebung verfahrensrechtlich absichert und normativ
ausgestaltet, steht im Fokus der vorliegenden Arbeit. Sie wurde bereits im
Jahr 2002 in § 278 Abs. 5 S. 2 und 3 ZPO a.F. gesetzlich verankert und im
Jahr 2012 weitgehend inhaltsgleich11 in § 278a ZPO überführt.12

Eine funktionierende Verfahrensschnittstelle sollte die mit Blick auf
einen Verfahrenswechsel – z.B. in Form von Informationsdefiziten – beste-
henden Hürden überwinden und so die Wahl des bestmöglichen Verfah-
rens durch die Konfliktparteien fördern. Dies bietet den Beteiligten erheb-
liche Vorteile, von denen einige hier exemplarisch benannt werden sollen:

Konfliktlösung, 2. Aufl. (2016), A. Rn. 2 ff.; Hoffmann-Riem, ZRP 1997, 190
(196); Katzenmeier, ZZP 115 (2002), 51 (86).

6 Ulrici, in: MüKoZPO, 5. Aufl. (2016), § 278a Rn. 6.
7 Zu den Verfahrensinteressen, d.h. den Erwartungen und Anforderungen der Kon-

fliktbeteiligten an das Verfahren, siehe Gläßer/Kirchhoff, ZKM 2005, 130 (131,
133).

8 Zur Verfahrenseignung vgl. Klowait/Gläßer, in: Klowait/Gläßer (Hrsg.), Media-
tionsgesetz, 2. Aufl. (2018), Einl. Rn. 51; siehe hierzu auch Kap. 1 B. I. m.w.N.

9 Zur Reevaluation der Verfahrenswahl vgl. auch Kap. 1 B. II.
10 Bei personenbezogenen Bezeichnungen meint die gewählte Formulierung stets

beide Geschlechter, auch wenn aus Gründen der besseren Lesbarkeit auf die
gleichzeitige Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzichtet
wird.

11 Zur Normierung des Prinzips differenzierter Konfliktzuweisung in § 278a Abs. 1
ZPO trotz eines gegenüber § 278 Abs. 5 S. 2 ZPO a.F. geänderten Wortlautes vgl.
Kap. 1 B. I.

12 Zur Entstehungsgeschichte der Verfahrensschnittstelle vgl. Kap. 1 A.

Einführung
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Zunächst ermöglicht eine passgenaue Verfahrenswahl den Parteien eine
effiziente Konfliktbearbeitung und stellt sicher, dass ihren Verfahrensinter-
essen bestmöglich entsprochen wird.13 So kann den Parteien eines Rechts-
streits beispielsweise daran gelegen sein, durch einen Wechsel in ein Me-
diationsverfahren schnell und – verglichen mit einem aufwändigen Ge-
richtsverfahren – kostengünstig auf eine einvernehmliche Lösung hinzuar-
beiten.

Mit einem Wechsel der Konfliktparteien in ein besser geeignetes außer-
gerichtliches Verfahren geht auch eine Entlastung der Gerichte einher, de-
nen hierdurch mehr Kapazitäten für die Bearbeitung streitiger Verfahren
zur Verfügung stehen.14

Darüber hinaus kann durch eine funktionierende Verfahrensschnittstelle
dem gesetzgeberischen Ziel entsprochen werden, außergerichtliche Streit-
beilegungsverfahren besser im Bewusstsein der Bevölkerung zu verankern
und insbesondere durch die Förderung der außergerichtlichen Mediation
einen Beitrag zur Verbesserung der Streitkultur zu leisten.15 Denn rechts-
vergleichend ist zu beobachten, dass die Mediation sich besonders gut eta-
bliert, wo sie mit dem System der Rechtspflege eng verknüpft ist.16

Indem eine Verfahrensschnittstelle die Durchlässigkeit zwischen Ge-
richtsprozess und außergerichtlichen Verfahren erhöht, kann sie schließ-
lich dazu beitragen, die Chancen einer vielfältigen „Verfahrensland-
schaft“17 nutzbar zu machen. Nicht zuletzt kann sie auch die Funktionsfä-
higkeit eines Gesamtsystems gerichtlicher und außergerichtlicher Konflikt-
bearbeitungsverfahren stärken und die Entwicklung eines ausdifferenzier-
ten Verfahrensspektrums begünstigen.

Die genannten Potenziale der Verfahrensschnittstelle werden in der Pra-
xis bislang bei weitem nicht ausgeschöpft. Die verfügbaren Daten und Ein-
schätzungen im Schrifttum zeigen, dass die Gerichte nur sehr zurückhal-

13 Vgl. Klowait/Gläßer, in: Klowait/Gläßer (Hrsg.), Mediationsgesetz, 2. Aufl. (2018),
Einl. Rn. 51.

14 Greger, in: Greger/Unberath/Steffek, Recht der alternativen Konfliktlösung, 2. Aufl.
(2016), A. Rn. 16; Hoffmann-Riem, ZRP 1997, 190 (197 f.).

15 Vgl. Begründung der Bundesregierung zum Entwurf eines Gesetzes zur Förde-
rung der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeile-
gung (im Folgenden: Begründung RegE), BT-Drucks. 17/5335, S. 11.

16 Vgl. Greger, in: Greger/Unberath/Steffek, Recht der alternativen Konfliktlösung,
2. Aufl. (2016), A. Rn. 19 m.w.N., der einen Regelungsbedarf für die Schnittstelle
von Justiz und außergerichtlichen Verfahren konstatiert.

17 Gläßer/Becker/Ittner, Begleitforschung zur Pilotierungsphase der Gerichtlichen
Mediation in Brandenburg, 2011, S. 86.
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tend von der Verweisungsmöglichkeit Gebrauch machen.18 So stellt die
Evaluationsstudie zum Mediationsgesetz fest, dass die Anzahl der Fälle ge-
richtsnaher Mediation, d.h. die Anzahl der von den Gerichten in die außer-
gerichtliche Mediation verwiesenen Fälle, hinter den Erwartungen zurück-
bleibe.19 Auch soweit empirische Untersuchungen vorliegen, die sich zu
der Anwendungshäufigkeit der weitgehend inhaltsgleichen Vorgängervor-
schrift – § 278 Abs. 5 S. 2 ZPO a.F. – äußern, belegen sie, dass Richter den
Parteien kaum Verweisungsvorschläge unterbreitet haben.20 Eine Umfrage
unter Güterichtern legt zudem nahe, dass die geringe Zahl von Verweisun-
gen in die außergerichtliche Mediation durch die Einführung des § 278a
Abs. 1 ZPO nicht gestiegen ist.21

18 Die Anwendungshäufigkeit des § 278a Abs. 1 ZPO wird jedoch – anders als die
Verweisung vor den Güterichter nach § 278 Abs. 5 S. 1 ZPO – nicht in der offizi-
ellen Gerichtsstatistik des Statistischen Bundesamtes ausgewiesen, weshalb eine
Überprüfung anhand amtlicher Daten bislang nicht möglich ist. Zur amtlichen
Statistik vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 10, Reihe 2.1, 2018.

19 Vgl. den am 19.7.2017 vom Bundeskabinett beschlossenen Bericht der Bundesre-
gierung über die Auswirkungen des Mediationsgesetzes auf die Entwicklung der
Mediation in Deutschland und über die Situation der Aus- und Fortbildung der
Mediatoren (im Folgenden: Evaluationsbericht BReg), BT-Drucks. 18/13178, S. 93
= Masser/Engewald/Scharpf u.a., Die Entwicklung der Mediation in Deutschland,
2018, S. 130. Den befragten außergerichtlichen Mediatoren zufolge gingen ca.
5 % der Mediationen in den letzten zwölf Monaten auf eine gerichtliche Verwei-
sung zurück. Aus diesen Daten kann jedoch nicht unmittelbar abgeleitet werden,
in wie vielen Fällen bezogen auf die Gesamtzahl rechtshängiger Verfahren eine
außergerichtliche Mediation angeregt und wie oft infolge einer solchen Anre-
gung eine außergerichtliche Mediation tatsächlich durchgeführt wurde.

20 Hommerich/Prütting/Ebers u.a., Rechtstatsächliche Untersuchung zu den Auswir-
kungen der Reform des Zivilprozessrechts auf die gerichtliche Praxis, 2006,
S. 84 f.; Assmann/Betz/Hufschmidt u.a., „Gerichtsexterne Mediation“ an Branden-
burgischen Amts- und Landgerichten sowie dem Brandenburgischen Oberlandes-
gericht, 2009, S. 19, 65; Greger, Abschlussbericht zum Forschungsprojekt „Außer-
gerichtliche Streitbeilegung in Bayern“, 2004, S. 91 f.; Greger, Abschlussbericht zur
Evaluation des Modellversuchs Güterichter, 2007, S. 85, 89 f., 126 f.; Greger, Eva-
luation der Gerichtsmediation im Land Berlin, 2012, S. 114; differenzierend Et-
scheit, in: Gläßer/Schroeter (Hrsg.), Gerichtliche Mediation, 2011, 143 (148), bei
deren Befragung 2008 gerichtliche Mediatoren angaben, die Verweisungsmög-
lichkeit zu nutzen, während andere Richter, die nicht als Richtermediatoren tätig
waren, dies verneinten.

21 Vgl. Löer, ZKM 2014, 41 (44).
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Schließlich wird auch im Schrifttum einhellig die Auffassung vertreten,
dass Gerichte in der Praxis nur sehr selten auf die Verweisungsmöglichkeit
zurückgreifen.22

Für die äußerst zurückhaltende Anwendung der Verweisungsvorschrift
werden unterschiedliche Erklärungsansätze diskutiert.23 Gleichwohl lie-
gen, wie die nachfolgenden Ausführungen zeigen, hinsichtlich der Frage,
welche Faktoren bei Verweisungsentscheidungen von Richtern in der Zi-
vilgerichtsbarkeit handlungsleitend sind, keine ausreichenden, auf empiri-
schen Daten basierenden Erkenntnisse vor.

Eine unzureichende empirische Datenbasis ist bereits zu verzeichnen,
weil zahlreiche empirische Untersuchungen, in denen die Verweisung in
die außergerichtliche Mediation thematisiert wird, vor Inkrafttreten des
Gesetzes zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der außerge-
richtlichen Konfliktbeilegung24 am 26.7.2012 durchgeführt worden sind.25

22 Zu § 278a Abs. 1 ZPO:
Schlehe, ZKM 2017, 61 (61) anhand der Erfahrungen eines Pilotprojekts am LG
München; Wendland, Mediation und Zivilprozess, 2017, S. 623; Greger, in: Greger/
Unberath/Steffek, Recht der alternativen Konfliktlösung, 2. Aufl. (2016), E. Rn. 65;
auch Gottwald/Greger, ZKM 2016, 84 (87) sowie Greger, ZKM 2017, 213 (213).
Zu § 278 Abs. 5 S. 2 ZPO a.F.:
Feix, Die Verankerung einvernehmlicher Streitbeilegung im deutschen Zivilpro-
zessrecht, 2004, S. 236; Gläßer/Schroeter, in: Gläßer/Schroeter (Hrsg.), Gerichtliche
Mediation, 2011, 415 (419) unter Verweis auf die Ausführungen von Etscheit, in:
Gläßer/Schroeter (Hrsg.), Gerichtliche Mediation, 2011, 143 (144); Greger, ZKM
2007, 142 (142 f.); Morawe, FPR 2004, 193 (196); Volkmann, Mediation im Zivil-
prozess, 2006, S. 15; Hess, Mediation und weitere Verfahren konsensualer Streit-
beilegung, 2008, F 50.

23 Siehe hierzu ausführlich die systematisierende Zusammenfassung der in der Wis-
senschaft diskutierten Verweisungshindernisse in Kap. 1 D.

24 BGBl. I 2012, S. 1577 ff.
25 Vgl. die Begleitforschung zu folgenden Modellprojekten: Greger, Abschlussbericht

zum Forschungsprojekt „Außergerichtliche Streitbeilegung in Bayern“, 2004,
S. 72 ff. zum Modellversuch „Außergerichtliche Beilegung von Rechtsstreitigkei-
ten – a.be.r“ in Nürnberg (in den Jahren 2002–2004 durchgeführt); Justizministeri-
um Baden-Württemberg, Modellversuch „Außergerichtliche Konfliktbeilegung“ am
Landgericht Stuttgart und Amtsgericht Stuttgart, 2002 (durchgeführt in den Jah-
ren 2000–2001); Assmann/Betz/Hufschmidt u.a., „Gerichtsexterne Mediation“ an
Brandenburgischen Amts- und Landgerichten sowie dem Brandenburgischen
Oberlandesgericht, 2009, wo die Datenerhebung im Jahr 2008 erfolgte. Bei Et-
scheit, in: Gläßer/Schroeter (Hrsg.), Gerichtliche Mediation, 2011, 143 (143 ff.),
ebenfalls mit Datenerhebung im Jahr 2008, schränkt zudem die Fokussierung auf
die Verweisung in die außergerichtliche Mediation an Berliner Familiengerichten
die Übertragbarkeit der Ergebnisse auf andere zivilgerichtliche Verfahren ein.
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Da durch dieses Gesetz auch flächendeckend das Güterichterverfahren ein-
schließlich der Möglichkeit, die Parteien in diese gerichtlich angebotene
Konfliktbearbeitungsalternative zu verweisen, eingeführt wurde,26 haben
sich die Rahmenbedingungen für Verweisungen in außergerichtliche
Streitbeilegungsverfahren seither maßgeblich verändert. Zwar hat die Ein-
führung des Güterichtermodells die Verweisung in die außergerichtliche
Mediation nicht funktionslos werden lassen, da beide Verfahrensalternati-
ven aufgrund ihrer Unterschiedlichkeit jeweils eigenständige Bestandteile
des bereits angesprochenen Gesamtsystems von Konfliktlösungsverfahren
darstellen.27 Jedoch reduzieren die geänderten Rahmenbedingungen die
Aussagekraft älterer Studien in Bezug auf die aktuelle Anwendung der Ver-
weisungsnorm durch die Gerichte.

Soweit einige empirische Untersuchungen Aussagen zu Verweisungsfak-
toren treffen, ist ferner festzustellen, dass teilweise aufgrund anderweitiger
Forschungsschwerpunkte die Verweisungsproblematik nur am Rande the-
matisiert wird28 oder Beschreibungen von Verweisungshürden nicht hin-
reichend in den erhobenen Daten verankert sind.29 Auch die bereits zitier-
te Evaluationsstudie zum Mediationsgesetz lässt eine fundierte empirische

26 In das Güterichterverfahren wurden zudem auch die bereits zuvor an vielen Ge-
richten bestehenden Angebote gerichtlicher Mediation überführt, vgl. Fritz, in:
Fritz/Pielsticker (Hrsg.), Mediationsgesetz, 2013, § 278 ZPO Rn. 16.

27 Vgl. ergänzend hierzu Einf. C. Der Vorteil einer Wahlmöglichkeit zwischen
einem Güterichterverfahren und außergerichtlicher Mediation wurde auch in der
Begleitforschung zum Güterichtermodell in Bayern betont. Greger, Abschlussbe-
richt zur Evaluation des Modellversuchs Güterichter, 2007, S. 127: „Die Evaluati-
on hat Anhaltspunkte dafür geliefert, dass mancher Fall, der vom Güterichter aus
zeitlichen oder fachlichen Gründen nicht zu einer Einigung geführt werden
konnte, im Rahmen einer externen Mediation mit Erfolgsaussicht hätte gelöst
werden können.“ Zum Nebeneinander von Verfahrensalternativen siehe schließ-
lich auch Kap. 1 B. I. Speziell zum Verhältnis des Güterichterverfahrens und der
außergerichtlichen Mediation aus Sicht der befragten Richter vgl. Kap. 3 A. V.

28 Vgl. Greger, Evaluation der Gerichtsmediation im Land Berlin, 2012, S. 99, der
sich entsprechend der Studienkonzeption schwerpunktmäßig auf eine Bewertung
gerichtlicher Mediationsangebote in Berlin konzentriert.

29 Vgl. Hommerich/Prütting/Ebers u.a., Rechtstatsächliche Untersuchung zu den Aus-
wirkungen der Reform des Zivilprozessrechts auf die gerichtliche Praxis, 2006,
S. 86, die offenbar mangels aussagekräftiger Daten lediglich mutmaßen können,
dass Richtern fundierte Informationen fehlen oder sie Vorbehalte haben, eine
rechtshängige Angelegenheit abzugeben. Siehe auch Justizministerium Baden-
Württemberg, Modellversuch „Außergerichtliche Konfliktbeilegung“ am Landge-
richt Stuttgart und Amtsgericht Stuttgart, 2002, S. 11 ff., wo ausdrücklich über
die Gründe für das Scheitern einer Mediationsanregung aufgrund fehlender Da-
ten „nur spekuliert werden“ konnte.
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Ausleuchtung von Verweisungshürden vermissen. Sie kommt zu dem
Schluss, dass Verweisungen in die außergerichtliche Mediation selten sei-
en,30 ohne jedoch die Ursachen für diesen Befund zu erforschen.31

Die bestehende empirische Datenlage ist schließlich auch deshalb lü-
ckenhaft, weil die Pilotprojekte zur sogenannten gerichtsnahen Mediation,
welche – anders als die zahlreichen Modellprojekte zur gerichtlichen Me-
diation vor Einführung des Güterichtermodells – die Förderung von Ver-
weisungsvorschlägen in die außergerichtliche Mediation zum Ziel hatten
bzw. haben, nicht durch empirische Forschungsvorhaben begleitet wur-
den.32 Dabei böte es sich gerade bei derartigen Projekten an, zu unter-
suchen, welche Faktoren sich positiv auf das Zustandekommen von außer-
gerichtlichen Mediationsverfahren nach Klageerhebung auswirken kön-
nen. Es existiert jedoch weder eine wissenschaftliche Evaluation oder Be-
gleitforschung zu dem Projekt im Landgerichtsbezirk Köln, das im Jahr
2007 durch die Rechtsanwaltskammer Köln und den Kölner Anwaltverein
e.V. zur Stärkung gerichtsnaher Mediation ins Leben gerufen wurde,33

noch zu ähnlichen Modellprojekten der Anwaltsmediation bei anhängigen
Gerichtsverfahren, die unter anderem am Amtsgericht Göttingen34 sowie

30 Vgl. Evaluationsbericht BReg, BT-Drucks. 18/13178, S. 93 = Masser/Engewald/
Scharpf u.a., Die Entwicklung der Mediation in Deutschland, 2018, S. 130.

31 Aussagekräftigen Erkenntnissen der Evaluationsstudie zu Verweisungshürden
steht nicht zuletzt entgegen, dass sich diese Untersuchung in erster Linie auf die
Perspektive verbandlich organisierter Mediatoren konzentriert und folglich die
Sichtweise der an einer Verweisung beteiligten Richter und Prozessparteien nicht
erhellen kann. Zur Fokussierung auf die Mediationsanbieterperspektive vgl.
auch Gläßer, ZKM 2018, 4 (6).

32 Feix, Die Verankerung einvernehmlicher Streitbeilegung im deutschen Zivilpro-
zessrecht, 2004, S. 236 hat bereits früh auf einen Forschungsbedarf bei Modell-
projekten zur gerichtsnahen Mediation hingewiesen.

33 Vgl. zu diesem Projekt, bei dem Anwaltsmediatoren während eines ruhenden Ge-
richtsverfahrens zwischen den Parteien vermitteln, Fischer, ZKM 2011, 103
(103 ff.); weitere Informationen abrufbar unter http://mediation.rak-koeln.de/
und http://www.mediation-am-gericht.de/de/ (letzter Aufruf jeweils am 9.7.2018).

34 Vgl. Perspektive Anwaltsmediation e.V., Bericht des Göttinger Arbeitskreises über
das Projekt „Gerichtsnahe Anwaltsmediation“, 2009.
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den Landgerichten Stade35, Hildesheim36, München37 und Heidelberg38

durchgeführt wurden bzw. werden.39

Bei der Begleitforschung zum aktuellen Pilotprojekt „Berliner Initiative
geförderte Familienmediation“ (BIGFAM), das insbesondere den Einfluss
eines kostenfreien Mediationsangebots in Kindschaftssachen untersucht,
ist wegen der spezifischen Fragestellung40 ebenfalls nicht zu erwarten, dass
hinreichend Klarheit über verweisungsrelevante Faktoren in der Zivilge-
richtsbarkeit geschaffen wird.

Zusammenfassend ist daher festzustellen, dass keine empirische Unter-
suchung existiert, welche die Normanwendung des § 278a ZPO unter Be-
rücksichtigung der aktuellen Rahmenbedingungen umfassend und syste-
matisch erfasst, darstellt und einordnet. Um das schlummernde Potenzial
einer funktionierenden Verfahrensschnittstelle zwischen Gerichtsprozess
und außergerichtlichen Konfliktbearbeitungsalternativen aktivieren zu
können, erscheint angesichts dieser Forschungslücke eine aktuelle empiri-
sche Bestandsaufnahme der Ursachen für die zurückhaltende Anwendung
der Verweisungsvorschrift dringend geboten. Denn solange unklar ist, ob
empirisch nicht hinreichend abgesicherte Problembeschreibungen41 zu-
treffen oder wesentliche Gesichtspunkte außer Acht lassen, ist weder eine
Bewertung möglich, ob kursierende Lösungsvorschläge am richtigen
Punkt ansetzen, noch kann eine fundierte Diskussion über die Optimie-
rung der Verfahrensschnittstelle geführt werden.

35 Seit 2011 kooperieren die IHK Stade für den Elbe-Weser-Raum und das LG Stade
bei der Anwaltsmediation in wirtschaftsrechtlichen Streitigkeiten, vgl. http://ww
w.landgericht-stade.niedersachsen.de/startseite/mediation_beim_gueterichter/allg
emeine_informationen/infobrief---anwaltliche-mediation-112738.html (letzter
Aufruf am 11.7.2018).

36 Siehe eine knappe Beschreibung des inzwischen nicht mehr fortgeführten Pro-
jekts bei Fischer, ZKM 2011, 103 (105) und Löer, in: Klowait/Gläßer (Hrsg.), Me-
diationsgesetz, 2. Aufl. (2018), § 278a ZPO (dort in Fn. 5).

37 Siehe den Projektbericht von Schlehe, ZKM 2017, 61 (61 ff.).
38 Zum Heidelberger Mediationsprojekt siehe http://www.landgericht-heidelberg.d

e/pb/,Lde/Startseite/Service/Heidelberger+Mediationsprojekt (letzter Aufruf am
9.7.2018).

39 Für einen Überblick zu den Modellprojekten vgl. Löer, in: Klowait/Gläßer (Hrsg.),
Mediationsgesetz, 2. Aufl. (2018), § 278a ZPO (dort in Fn. 5).

40 Siehe Hamkens, ZKM 2016, 145 (146).
41 Vgl. die bislang in der Forschung diskutierten Verweisungsfaktoren in Kap. 1 D.
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